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VERMERK 

Betr.: ‒ Abstimmungsergebnis  

‒ VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES über gemeinsame Vorschriften zur Gewährleistung der 
grundlegenden Konnektivität im Luftverkehr nach dem Ende des im 
Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft vorgesehenen Übergangszeitraums  

‒ Annahme des Gesetzgebungsakts und 

‒ Abweichung von der gemäß Artikel 4 des Protokolls Nr. 1 zum AEUV 
über die Rolle der nationalen Parlamente in der EU vorgesehenen 
Achtwochenfrist 

‒ Ergebnis des am 22. Dezember 2020 abgeschlossenen schriftlichen 
Verfahrens 

  

Das Ergebnis der Abstimmung über den oben genannten Gesetzgebungsakt ist in Anlage 1 

enthalten. 

Bezugsdokument: 

PE-CONS 66/20 

Datum der Annahme des Beschlusses über die Anwendung des schriftlichen 

Verfahrens durch den AStV (2. Teil): 16.12.2020 

 

Die Protokollerklärungen und/oder Erklärungen zur Stimmabgabe sind in Anlage 2 enthalten 
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ANLAGE II COMM 2C  DE 
 

ANLAGE II 

Erklärung Luxemburgs 

Luxemburg vertritt die Auffassung, dass die Freiheiten der Luft, die die Verbindung eines 

Mitgliedstaates mit einem Drittland ermöglichen, nicht unter den Anwendungsbereich der 

Verordnung über die grundlegende Konnektivität im Luftverkehr fallen. 

Insbesondere die fünfte Freiheit der Luft außerhalb der EU (die Freiheit der Be- und Entladung des 

Luftfahrzeugs an Zwischenlandepunkten außerhalb der EU) fällt unter die Zuständigkeit der 

Mitgliedstaaten und kann somit durch die betreffende Verordnung weder ausgesetzt noch 

abgeschafft werden. 

Luxemburg bedauert, dass seine Anregung für eine Präzisierung des Texts der Verordnung über die 

grundlegende Konnektivität im Luftverkehr nicht berücksichtigt wurde, vertritt jedoch die Ansicht, 

dass die Auslegung der Verordnung dadurch keine Änderung erfährt. 

 

Erklärung der Kommission 

Zu Artikel 2 und Erwägungsgrund 8 weist die Kommission darauf hin, dass die Aufteilung der 

Zuständigkeiten zwischen der Union und den Mitgliedstaaten sowohl für den Regelfall als auch für 

außergewöhnliche Umstände in den Verträgen erschöpfend behandelt wird. Gemäß der 

Rechtsprechung des Gerichtshofs ist der Gesetzgeber nicht befugt, diese Aufteilung zu ändern. Vor 

diesem Hintergrund ist die Kommission der Auffassung, dass diese Verordnung nach Ablauf ihrer 

Geltungsdauer die künftigen Beziehungen zum Vereinigten Königreich im Bereich des 

Luftverkehrs nicht präjudiziert. Die in der Verordnung festgelegte Ausübung der Zuständigkeit ist 

vorübergehend und streng auf die Geltungsdauer der Verordnung beschränkt. 

Dies greift der Rechtslage infolge derzeitiger oder künftiger Ermächtigungen zu Verhandlungen mit 

einem Drittland nicht vor. 
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